
Aus den G r ü n d e n :

Im Verfahren über die Lohnforderung des Klägers 
wurde festgestellt, daß dem Kläger ein ungesetzlicher 
Lohn gezahlt und ein Prämienzeitlohn ohne Festlegung 
von Kennziffern für die Prämie durch eine Verein­
barung eingeführt wurde.
Nach § 43 GBA ist der Betriebsleiter verpflichtet, ent­
sprechend den Unterschieden in der Art der Arbeit, 
der Technologie und der Arbeitsorganisation diejenige 
Lohnform festzulegen, die den Werktätigen einen un­
mittelbaren materiellen Anreiz an der maximalen Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität bietet.
Es wird auch vom Gericht anerkannt, daß es ökono­
misch nicht zu vertreten gewesen wäre, für diesen ein­
maligen Auftrag Arbeitsnormen auszuarbeiten. Des­
halb war es durchaus zulässig, derartige Arbeiten im 
Prämienzeitlohn ausführen zu lassen.
Die Festlegung der Lohnform erfolgt aber nicht durch 
den Abschluß einer Vereinbarung zwischen dem 
Betriebsleiter und den Werktätigen. § 45 Abs. 1 GBA 
bestimmt, daß die Lohnformen, Arbeitsnormen und 
Kennziffern vom Betriebsleiter in Kraft zu setzen sind. 
Es handelt sich dabei also um einen Weisungsakt des 
staatlichen Leiters, der für die Werktätigen verbind­
lich ist.
Um der Forderung des § 43 GBA nachzukommen, ist es 
erforderlich, daß für den Prämienzeitlohn nicht nur die 
Höhe der Prämie bestimmt wird, sondern daß gleich­
zeitig dafür Kennziffern festgelegt werden, die die 
Werktätigen unmittelbar an der maximalen Steigerung 
der Arbeitsproduktivität, der Qualität der Arbeit sowie 
an der sparsamsten Verwendung von Material und Zeit 
interessieren.

Es war deshalb nicht zulässig, die Prämie in Höhe von 
50 Prozent zum Tariflohn festzusetzen, ohne dafür 
gleichzeitig Kennziffern der genannten Art vorzugeben.

Wenn unabhängig von der erbrachten Leistung Prämien 
von 50 Prozent des Tariflohnes je Stunde zugesichert 
und gewährt werden, dann fehlt jeder materielle An­
reiz zur Steigerung der Arbeitsproduktivität.
Bei gründlicher Beratung mit den Werktätigen hätten 
auch für diese Arbeit wirksame Kennziffern ermittelt 
werden können. Dann wäre auch § 44 Abs. 2 GBA nicht 
verletzt worden.
Unzulässig war es, dem Kläger nach erfolgter Lohn­
zahlung die mit 50 Prozent festgelegte Prämie auf 
90 Prozent zu erhöhen. Prämien zum Zeitlohn in dieser 
Höhe sind ungerechtfertigt. Diese Zahlung verletzt § 41 
GBA, der den Betriebsleiter zur Einhaltung der Lohn­
disziplin verpflichtet.
Die Feststellungen im Verfahren lassen vermuten, daß 
im Betrieb des Verklagten nicht entsprechend der 
Direktive zur Verwirklichung des Grundsatzes „Neue 
Technik — Neue Normen“ und Anwendung ökonomisch 
zweckmäßiger Lohnformen in der volkseigenen Wirt­
schaft im Jahre 1964 vom 30. Januar 1964 (GBl. II S. 75) 
verfahren wird. Der Betriebsleiter trägt für die Ver­
wirklichung dieser Bestimmung die volle Verantwor­
tung. Der vorliegende Rechtsstreit muß Anlaß zu kriti­
schen Prüfungen und Veränderungen sein.

Zivilrecht
§ 93 ZPO.
Wer das Vermögen eines anderen durch vorsätzliche 
strafbare Handlung schädigt, gibt zur Schadensersatz­
klage auch dann Veranlassung, wenn er nicht zum 
Schadensersatz aufgefordert worden ist. Er kann jedoch 
von den Prozeßkosten verschont werden», wenn er von 
sich aus dem Geschädigten geeignete Mittel des Scha­
densersatzes anbietet, z. B. Sachwerte oder Abtretung 
sicherer Forderungen, und nach Klagerhebung den 
Anspruch sofort anerkennt.
OG, Urt. vom 31. Januar 1964 — 2 Uz 38/63.
Der Verklagte hat durch strafbare Handlungen das 
Eigentum des Klägers geschädigt. Das Bezirksgericht 
hat ihn kostenpflichtig zum Schadensersatz verurteilt, 
obwohl der Kläger die Klage ohne vorherige Mahnung 
erhoben und der Verklagte den Anspruch sofort an­
erkannt hat.
Die Berufung des Verklagten gegen dieses Urteil hatte 
keinen Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Eine Verschonung des Verklagten, der den Anspruch 
sofort anerkennt, mit Kosten ist nur möglich, wenn er 
zur Klage keine Veranlassung gegeben hat. Klagver­
anlassung und Verzug sind zwar verwandte, aber nicht 
identische Begriffe. Es ist zuweilen möglich, daß ein 
Verklagter zwar formell in Verzug gekommen ist, aber 
trotzdem zur Klage keine Veranlassung gegeben hat, 
z. B. wenn er eine kalendermäßig bestimmte Forderung 
um einige Tage verspätet erfüllt hat. In derartigen 
Fällen muß er also zwar infolge seines materiellrecht­
lichen Verzuges Zinsen zahlen (§ 288 ZPO), dagegen ist 
er bei sofortigem Anerkenntnis und erst recht bei so­
fortiger Leistung nicht kostenpflichtig.
Es ist aber umgekehrt auch möglich, daß ein Verklag­
ter zwar vor der Klage nicht in Verzug geraten ist, 
aber auch bei sofortigem Anerkenntnis kostenpflichtig 
wird. So trifft ihn die Kostenpflicht, wenn er das Be­
stehen eines begründeten Anspruchs ausdrücklich 
geleugnet und dadurch seinen Vertragsgegner zur 
Klagerhebung genötigt hat, die auch ohne Verzug 
mindestens bei Fälligkeit, möglicherweise (§ 259 ZPO) 
sogar vor Fälligkeit zulässig ist.
Dasselbe muß bei einer Schädigung durch eine vorsätz­
liche strafbare Handlung gelten. Wer einen anderen in 
dieser Art schädigt, kann nicht erwarten, daß der Ge­
schädigte erst eine besondere Aufforderung an ihn 
richtet, den Schaden materiell wiedergutzumachen. In 
erhöhtem Maße gilt das, wenn der Schädiger rechts­
kräftig zu Strafe verurteilt worden ist.
Allerdings ist auch für den strafrechtlich Schuldigen 
und selbst für den zu Strafe Verurteilten, gegen den 
kein Anschlußverfahren stattgefunden hat, nicht aus­
geschlossen, eine Verurteilung zu den Kosten eines 
Zivilprozesses zu vermeiden.
Will er dieses Ziel erreichen, dann muß er von sich aus 
ein Angebot machen, das nicht nur den berechtigten 
Forderungen des Geschädigten genügt, sondern diesem 
auch z. B. durch Hingabe von Sachwerten oder Ab­
tretung sicherer Forderungen die Gewähr bietet, daß der 
Schaden in angemessener Zeit ersetzt wird.
Das hat aber der Verklagte nicht getan. Das Bezirks­
gericht hat ihn daher nicht nur kraft seines Anerkennt­
nisses mit Recht zum Schadensersatz verurteilt, sondern 
ihm auch insoweit die Kosten auferlegt.
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